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Für 2 Schiedsgerichte gewerblicher Berufsgenoſſenſchaften mit
dem Sitz in Mannheim :

Vorſitzender : Rudolf Frhr . Rüdt von Collenberg —
Eberſtadt , Geh. Regierungsrath . S . o.

Stellvertreter : Julius Lacher , Oberamtmann in Mann —
heim . S . o.

Für 8 Schiedsgerichte gewerblicher Berufsgenoſſenſchaften mit
dem Sitze in Mannheim :

Vorſitzender : Julius Lacher , Oberamtmann in Mann —
heim. S . o.

Stellvertreter : Rudolf Frhr . Rüdt von Collenberg —
Eberſtadt , Geh. Regierungsrath . S . o.

Für 7 Schiedsgerichte gewerblicher Berufsgenoſſenſchaften in
Karlsruhe , für das Schiedsgericht der Staats - Eiſenbahn⸗ und Dampf⸗
ſchifffahrts⸗Verwaltung , ſowie für die Bauarbeiten des Staats und
der öffentlichen Verbände :

Vorſitzender : Adolf Oſtner , Verwaltungsgerichtsrath . S . u.
Stellvertreter : Karl Auguſt Kopp , Geh. Regierungsrath . S . o .

Für das Schiedsgericht einer gewerblichen Berufsgenoſſenſchaftmit dem Sitze in Pforzheim :

Vorſitzender : Alexander Pfiſterer , Geh. Regierungsrath . S . o.
Stellvertreter : Ferdinand Habermehl , Oberbürgermeiſter .

Ss3a .
Für 4 Schiedsgerichte gewerblicher Berufsgenoſſenſchaften mit

dem Sitze in Freiburg :

Vorſitzender : Leopold Sonntag : Geh. Regierungsrath . S . o.
Stellvertreter : Eduard Seldner , Amtmann . S . o.

II . Verwaltungs⸗ Rechtspflege .
Die Rechtspflege in beſtimmten vom Geſetz bezeichneten Strei⸗

tigkeiten über Anſprüche und Verbindlichkeiten aus dem öffent⸗
lichen Recht wird in erſter Inſtanz regelmäßig von den Bezirks⸗
räthen unter dem Vorſitz des Bezirksbeamten , und in der letzten
Inſtanz von dem Verwaltungs - Gerichtshof ausgeübt .

Zu derartigen Streitigkeiten gehören namentlich jene über Orts⸗
Bürgerrecht , Bürgernutzen , Beiträge und perſönliche Leiſtungen zu

Gemeindezwecken , Gemarkungsrechte , öffentliche Unterſtützung , Ein⸗
quartierung und Vorſpann , Kirchenverbandsbeiträge , Gemeindeweg⸗ und
Kreisſtraßen⸗Beiträge u. ſ. w.

In anderen Fällen erkennt der Verwaltungs⸗Gerichtshof in erſter
und letzter Inſtanz auf Klagen gegen Entſcheidungen der Verwaltungs⸗
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behörden , ſo über die Schuldigkeit zu Staatsabgaben , über Stiftungen

betreffende Streitigkeiten , über Beitragspflicht der Gemeinden zu Fluß⸗

und Dammbau , zum Aufwand für Landſtraßen , über ſtreitige Wegunter⸗

haltung , Stimmberechtigung und Wählbarkeit , Giltigkeit angefochtener

Gemeinde⸗ , Kreiswahlen ꝛc. , über den Anſpruch auf Staatsangehörig —⸗

keit , auf Klagen gegen Entſcheidungen der Aufſichtsbehörden in Kranken⸗

verſicherungsſachen u. ſ. w. , endlich auf Klagen gegen gewiſſe polizeiliche

Verfügungen der Bezirksämter und Bezirksräthe , gegen Verfügungen

der Staatsaufſichtsbehörden , durch welche Gemeinden , Gemarkungs⸗

inhabern , Kreiſen ꝛc. eine ihnen nicht obliegende Leiſtung auferlegt

wird u. ſ. w.

Alle Verhandlungen von Verwaltungsſtreitigkeiten vor den Be⸗

zirsräthen und dem Verwaltungs⸗Gerichtshofe ſind mündlich und

öffentlich , unter ſchriftlicher Feſtſetzung des thatſächlichen Verhält⸗

niſſes und des Ergebniſſes der Beweiſe , ſoweit es als Grundlage für

die Entſcheidung nöthig iſt .

Gegen die Entſcheidungen des Verwaltungs - Gerichtshofes ſteht dem

Vertreter des Staatsintereſſes die Nichtigkeitsbeſchwerde wegen Un⸗

zuſtändigkeit oder Gewaltsüberſchreitung zu. Ueber dieſe entſcheidet

der Kompetenz - Gerichtshof .

J. Verwaltungs - Gerichtshof
( mit dem Sitz in Karlsruhe ) .

Der Verwaltungs - Gerichtshof urtheilt in Verſammlungen von

5 Mitgliedern . Die Mitglieder müſſen zum Richteramt befähigt ſein ,

die erforderlichen Erſatzrichter werden aus der Zahl der Oberlandes —

gerichts - Räthe berufen und bekleiden ihre Stelle als Nebenamt auf

die Dauer ihres Hauptamtes . Der Verwaltungs - Gerichtshof hat vor

ſeiner Entſcheidung den von jedem Miniſterium für ſeinen Geſchäfts⸗

kreis aufgeſtellten Vertreter des Staatsintereſſes zu hören , der in der

Sitzung des Gerichts ſeine Anträge ſtellt und begründet . Die Bevoll⸗

mächtigten der Parteien müſſen aus der Zahl der Rechtsanwälte ſein .
Die ſelbſt auftretende Partei muß von einem ſolchen begleitet ſein .

Die dienſtliche Aufſicht führt das Miniſterium des Innern .

Präſident :

Auguſt Joos , Geh. Rath II . Kl . F2b. PRA2b. - RStz .
Räthe :

Dr . Karl Ullmann , Geh. Rath III . Kl . §y2b m. E. 4 . - O. -
PRA3 . - HBHab . - AA2b . - FEL3b .
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Otto Sachs , Geh. Rath III . Kl . pꝛb m. E . H. PRA .

SWab .

Adolf v. Feder , Geh. Rath III . Kl . Fyga m. E.

Adolf Oſtner , Verwaltungsgerichts - Rath . Fp3a m. E. PK3.
Erſatzrichter :

Guſtav Chriſt , Oberlandesgerichts - Rath . S . o.

Wilhelm Rupp , Oberlandesgerichts - Rath . S . o.

Kanzlei :

Sekretariat : Friedrich Sauerbeck , Amtmann a. D. , zur

Verwendung beigegeben .
Regiſtrator : g

burr⸗ Auguſt Lang , Kanzleirath .
2 Kanzleiaſſiſtenten , 1 Kanzleidiener .

2. Bezirksräthe .
Die Wahrung des öffentlichen Intereſſes bei den Verhandlungen

und Entſcheidungen des Bezirksrathes ſteht dem vorſitzenden Beamten

zu, der gegen letztere , wenn er aus Gründen des öffentlichen Intereſſes

erhebliche Bedenken dagegen hegt , den Rekurs an den Verwaltungs⸗

Gerichtshof ergreifen kann .

( Siehe oben unter Bezirksämter . )

III . Kreiſe und Gemeinden .

Die geſetzlich gebotenen allgemeinen Einrichtungen der Sebſtver —

waltung für beſtimmte räumliche Bezirke des Staatsgebiets ſind die

Gemeinden und die Kreisverbände . Innerhalb der letzteren

können ſich, unbeſchadet der Verpflichtungen gegen den Kreis , mit Ge⸗

nehmigung des Miniſteriums des Innern Bezirksverbände bilden .

Gemeinden und Kreiſe bilden körperſchaftliche Verbände und be⸗

ſorgen ihre Angelegenheiten ſelbſtändig , vorbehaltlich der geſetzlichen

Aufſichtsrechte des Staates . Sie haben das Recht , Vermögen zu

erwerben und zur Beſtreitung ihrer geſetzlichen Ausgaben Steuern zu

erheben . Die Gemeinden machen der geſetzlichen Regel gemäß ihre

Umlagen auf die ( für die Staatsſteuer konſtatirten ) Grund⸗ , Häuſer⸗ ,

Gewerb⸗ und Kapitalrentenſteuer - Kapitalien , ſowie auf die Einkommen⸗

ſteuer⸗Anſchläge ihrer Gemarkung . Die Kreisverbände legen die Bei⸗

träge zu ihren Ausgaben auf die Gemeinden und abgeſonderten Ge⸗

markungen des Kreiſes nach dem Verhältniß der der Gemeindebeſteuerung

unterliegenden Steuerkapitalien um.
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